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2021 Koalitionsvertrag SPD, Bündnis90/Die Grünen, FDP 

Entwicklungszusammenarbeit  

Wir richten unser Handeln an der Agenda 2030 der VN mit ihren Nachhaltigkeitszielen (SDG) und 

einer werteorientierten Entwicklungspolitik aus. Wir setzen uns weltweit für nachhaltige 

Entwicklung, den Kampf gegen Hunger und Armut, Klimagerechtigkeit, Biodiversität und für eine 

sozial-ökologische Wende ein. Unser multilaterales Engagement verstärken wir deutlich. Wir wollen 

sicherstellen, dass Deutschland seine internationalen Verpflichtungen im Bereich der 

Entwicklungszusammenarbeit und Internationalen Klimafinanzierung erfüllt. Wir werden eine 

ODA-Quote von mindestens 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) einhalten. In diesem 

Rahmen setzen wir 0,2 Prozent des BNE für die ärmsten Länder des Globalen Südens (LDC) ein. 

Zusätzlich sollen die Mittel für die internationale Klimafinanzierung weiter aufwachsen. Die 

Ausgaben für Krisenprävention, Humanitäre Hilfe, AKBP und Entwicklungszusammenarbeit sollen wie 

bisher im Maßstab eins-zu-eins wie die Ausgaben für Verteidigung steigen auf Grundlage des 

Haushaltes 2021. Wir werden die ODA-Mittel auf Bundesebene unter den zuständigen Ressorts 

stärker koordinieren, um sie wirkungsvoller nutzen zu können. 

 

 

2017 Koalitionsvertrag, CDU/CSU, SPD 

Entwicklungsfinanzierung und nachhaltige Investitionen ausbauen  

Wir werden auch unsere Ausgaben in den Bereichen Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre Hilfe 

und zivile Krisenprävention deutlich erhöhen. Die Erreichung der ODA-Quote von 0,7 Prozent ist 

unser Ziel. Wir werden die Zusage, 0,15-0,2 Prozent des Brutto-Nationaleinkommens für die 

ärmsten Länder (LDCs) bereit zu stellen, so schnell wie möglich erreichen. Wir werden 

Möglichkeiten prüfen, um Fondsgründungen mit Sitz in Deutschland mit privatem Kapital für 

entwicklungspolitische Zwecke zu realisieren. Wir wollen die Instrumente der Deutschen Investitions- 

und Entwicklungsgesellschaft anpassen. Der Einsatz staatlicher Mittel zur Mobilisierung und 

Absicherung privaten Kapitals kann nur dann gewährt werden, wenn die Vorhaben überprüfbar im 

Einklang mit den international anerkannten Sozial-, Arbeits- und Umweltstandards stehen. Für die 

Förderung von nachhaltigen privaten Investitionen des Mittelstandes prüfen wir mit enger 

parlamentarischer Begleitung die Erarbeitung eines Entwicklungsinvestitionsgesetzes. Dabei wollen 

wir die besonderen Herausforderungen in fragilen und am wenigsten entwickelten Ländern 

berücksichtigen.  

 

 

 

 



2013 Koalitionsvertrag CDU/CSU, SPD  

Kapitel: Solide Finanzen 

Wir wollen Deutschland weiter auf einem Finanzierungspfad zum „0,7-Prozent-Ziel“ der Mittel der 

Entwicklungszusammenarbeit am BIP (ODA-Quote) führen und stellen deshalb in der 

Legislaturperiode zwei Milliarden Euro bereit. 

Nachhaltige Finanzierung 

Wir halten an dem Ziel fest, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens für öffentliche 

Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung zu stellen. Wir werden uns diesem Ziel durch jährliche 

Steigerungen der Mittel für Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen des Bundeshaushalts 

annähern. Wir wollen Deutschland weiter auf einen Finanzierungspfad zum 0,7-ODA-Ziel führen. 

Deutschland wird für international gegebene Zusagen ein verlässlicher Partner in der Welt sein. 

Wir werden mit internationalen Partnern und mit wissenschaftlicher Unterstützung Vorschläge für 

eine Weiterentwicklung des ODA-Konzepts entwickeln. Wir wollen eine zweckentsprechende 

Verwendung der ODA-Mittel sicherstellen. Wir stehen zu den in Kopenhagen eingegangenen 

Verpflichtungen. Die damit verbundenen Ausgaben sollen in fairer Weise zwischen den Ressorts 

verteilt werden. 

 

 

2009 Koalitionsvertrag CDU/CSU, FDP 

Architektur der internationalen Entwicklungszusammenarbeit 

(…) 

Wir wollen trotz Finanzkrise die internationalen Verpflichtungen zur schrittweisen Erhöhung der 

deutschen öffentlichen Entwicklungsleistungen auf 0,7% des BSP einhalten. Wir werden uns 

diesem Ziel verantwortlich im Rahmen des Bundeshaushaltes annähern. Eine Erhöhung der 

entwicklungspolitischen Mittel muss mit einer Effizienzsteigerung des entwicklungspolitischen 

Instrumentariums und der 129/132 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP 

Absorptionsfähigkeit in den Entwicklungsländern einhergehen. Ein wichtiges Anliegen ist für uns 

auch die Stärkung der Eigenfinanzierung der Entwicklungsländer. Budgethilfe und Entschuldung 

werden nur nach strengen, transparenten Vergabekriterien gewährt und fortlaufend überprüfen. 

 


